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URTEIL

ln dem Rechtsstreit

-rl

- Beklagter -

Prozessbevollmächtigte/r: i:,r ' - :'

hat die 12. Kammer des sozialgerichts für das saarland auf die mündliche Ver-

für Recht erkannt'

1. Der Beklagte wird verpflichtet, unter Aufhebung des Ablehnungsbe-

scheides vom t2.s.2014 in Gestalt des widerspruchsbescheides vom

9.5.20{4 "ii"n 
Betrag in Höhe von 100,00 EUR als Beitrag zur Teil-

nahmeanderAbiturfeierZ}lsalsZuschusszubewilligen.
Z. Der BeXlagie trägt die notwendigen außergerichtlichen Kosten des

Klägers.
3. Die Berufung wird nicht zugelassen'



Der am -'

Teilnahme an

Gymnasiums I
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Tatbestqnd

- , ,., : begehrt die Übernahm-q der Kosten für die

der Abiturfeier 2015 des

Der zum damaligen Zeitpunkt minderjährige Kläger beantragte, vertreten durch

seine Muüer als Erziehungsberechtigte, mit Schreiben vom 11'3'2014 die Über-

nahme der Kosten für die Teilnahme an der Abiturfeier 2015. Mit dem Antrag wies

der Kläger darauf hin, dass eine Teilnahme an der Abiturfeier nur möglich sei,

wenn ein unkostenbeitrag in Höhe von 100,00 EUR gezahlt werde. Auf dem von

dem Kläger eingereichten Anmeldeformular ,,verbindliche Anmeldung zur Abitur-

feier 2015" war vermerkt: ,,wenn das Geld bis zu den vorgegebenen Zeitpunkten

nicht überwiesen wurde, wird darauf eine direfte Konsequenz gezogen und fUhrt

zu der Nichtteilnahme an der Abiturfeier 2015 des ." Der Antrag

wurde mit Bescheid vom 12.3.2014 abgelehnt, mit der degiundung, der Kläger

habe am , das 18. Lebensjahr vollendet und sei von Leistungen nach §

2g Abs. 7 Sozialgesetzbuch Zweites Buch - Grundsicherung für Arbeitssuchende

(sGB ll) ausgeschlossen. Femer seien die begehrten Kosten von dem abschlie-

ßenden Leistungskatalog des § 28 Abs. 7 SGB ll nicht umfasst' Der mit schreiben

vom 13.3.2014 erhobene widerspruch wurde mit widerspruchsbescheid vom

g.5.2014 als unbegründet zurÜckgewiesen unter wiederholung der wesentlichen

Begründung aus dem Abtehnungsbescheid'

Hiergegen erhob der anwaltlich vertretene Kläger mit schriftsatz vom 12'6'2A14

Klage, bei dem sozialgericht für das saarland eingegangen am selben-Taq, fm
23.5.2o16kontaktierte der Kammervorsitzende den schulleiter des 

-

Nach anonymisierter schilderung des sachverhaltes wurde der schulleiter gemäß

§ 106 Abs. 3 Nr. 3 sozialgerichtsgesetz (sGG) um Auskunft gebeten, weshalb der

Unkostenbeitrag ,on f OO,OO EUR erhoben wurde und ob dies Voraussetzung für

dieTei]nahmeanderAbiturfeierwar.Diesererklärte,beiderAbiturfeierimJahr
2015 habe es sich um die offizielle Schulfeier gehandelt, in deren feierlichen

Rahmen den Schülern des Abschlussjahrganges die Abitur-Zeugnisse übeneicht

wurden. unter anderem haben die schulleitung und weitere Lehrkräfte des- i

'Redengehaltenhaben'DieAbiturfeierhabeimi;-'"-i'-"1''-'1-
stattgefunden. Der unkostenbeitrag in Höhe von 100,00 EUR sei von den sChü-

lern für die Miete der Räumlichkeiten, für securi§-Kräfte, für versicherungen, für

Einrichtungsgegenstände (Bestuhlung), etc. gefordert worden- ZusäElich habe je-

der Elternteil eine Einlasskarte für 25,00 EUR erwerben müssen' Mit den Einnah-

men der Einlasskarten sei das Buffet finanziert und die Programmkosten abge-

deckt worden.

Der Kläger beantragt
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den Beklagten unter Aufhebung des Ablehnungsbescheides vom 12-3-2014

in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 9.5.2014 zu verpflichten, einen

: Betrag in Höhe von 100,00 EUR als Beitrag zur Teilnahme an der Abiturfei-

er als Zuschuss zu bewilligen'

Der Beklagte beantragt

die Klage abzuweisen'

Bezüglich des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf die Gerichtsakte venruie-

sen.

Entscheidunqsqründe

1. Die zulässige kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage (§ 54 Abs' 4 SGG)

ist begründet.

Die begehrte Übernahme der Kosten für die Teilnahme an der Abiturfeier 2015

können isoliert und unabhängig als Leistungen der Bildung und Teilhabe von den

übrigen Grundsicherungsleistungen geltend gemacht werden' Bei Ansprüchen

g"raa § 28 SGB lt nanoett es sich um eigenständige und abtrennbare streitge-

lenstanäe (LSG Baden-Württemberg, Urteil v. 23.1'2013 -L2 AS 580/12, Rn' 31

ff.;BSG,Urteilv.10.5.2011-B4AS11/10'Rn'Snachjuris)'

Der Kläger hat einen Anspruch auf Übemahme der Kosten für die Teilnahme an

der Abiturfeier in Höhe von 100,00 EUR'

Der Kläger war zum streitgegenständlichen Zeitpunkt nach § 7 Abs' 3 Nr' 4 sGB ll

Mitglied der BeoaJsg"m;n="naft seiner nach § 7 Abs' 1 SGB ll leistungsberech-

tigten Mutter. oer Klägerwar Schüler i.S. des § 28 SGB tl, da er entsprechend der

Legaldefinition in § 28 Abs. 1 S. 2 SGB ll im streitgegenständlichen Zeitraum das

25. Lebensjanr no"ch nicht vollendet hatte, eine allgemeinbildende schule besuch-

te und hierfür keine Ausbildungsvergütung erhielt. Der Kläger stelle einen geson-

derten Antrag auf Leistungen (§ 37 Abs' 1 S' 1 SGB ll)'

Ein Anspruch auf Übernahme der 100,00 EUR kann nicht auf § 28 Abs' 7 S' 1

sGB ll gestützt werden. Anerkannt und übernommen werden demnach alleine

Kosten, welche im außerschulischen Bereich anfallen' Auch die Vorschrift des §

28 Abs. 5 SGB ll ist nicht einschlägig, da es sich bei der den Lernweg abschlie-

ßenden Abschlussfeier denknotwendig nicht um eine ergänzende Lernförderung

handeln kann.
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Die begehrten Kosten für die Teilnahme an der Abiturfeier in Höhe von 100,00

EUR sind jedoch in extensiver Auslegung des § 28 Abs. 1 S. 1 und Abs. 2 SGB ll

VondemBeklagtenalsZuschusszugewähren.Beidem
Gymnasium ' handelt es sich unstreitig um eine staat-

liche Schule. Das Ministerium für Bildung und Kultur ist für die Vergabe der Lern-

plätze zuständig. Zwischen den Beteiligten ist weiter unstreitig, dass eine Nicht-

zahlung des Beitrages zu einem Ausschluss von der offiziellen Abiturfeier geführt

hätte. Dies ergibt sich aus dem mit der Klage vorgelegten Formular,,Verbindliche

Anmeldung zur Abiturfeier 2015" und wurde von dem Schulleiter bestätigt. Nach

den umfangreichen Geseeesbegründungen (abrufbar jeweils über Leopold in:

SchlegelA/oelzke, jurisPK-SGB ll, 4. Aufl. 2015, § 28 Rn. 4-6) hatte der Gesetzge-

ber bei Einführung der Vorschriften nach dem ,,Bildungspaket' eventuell anfallende

Kosten für die Durchführung einer Abiturfeier bei einer staatlich organisierten

Schule nicht berücksichtigt. lm Rahmen der Abiturfeier sollen die Abiturzeugnisse

von der Schulleitung überreicht worden sein und sollen besondere Leistungen

durch Urkunden und Preise ausgezeichnet worden sein. Es handelt sich demnach

um die übliche öffentliche und von der staatlichen Schule durchgeführte Veranstal-

tung, in deren Rahmen feierlich die Abituzeugnisse überreicht werden. Die Rege-

lungen der § 28 Abs. 1 S. 1 und Abs. 2 SGB ll sind extensiv auszulegen. Die Re-

getung des § 28 Abs. 2 SGB ll ist vor dem Hintergrund zu verstehen, dass das

Fernbleiben von schulischen Gemeinschaftsveranstaltungen Jugendliche in ihrer

Entwicklung besonders nachhaltig prägen und negativ beeinflussen kann (Voelzke

in: HaucuNoftz, SGB, 07l'15, § 28 SGB ll, Rn. 34)' Eben dieser Grundgedanke ist

bei der Durchführung einer Abiturfeier immanent'

Nach alledem war der Klage stattzugeben'

2. Die Kostenentscheidung folgt aus § 193 SGG'

3. Die Berufung ist nicht zulässig, da der wert des Beschwerdegegenstandes den

Betrag von 750,00 EUR nicht übersteigt (§ 144 Abs- 1 S. 1 Nr' 1 SGG)' Gründe für

die Zulassung der Berufung nach § 144 Abs. 2 SGG liegen nicht vor'



E

Rechtsm ittel be le h ru n q

Dieses Urteil kann .,.* en, weil sie gesetzlich

ausgeschlossen ist und vom Sozialgericht nicht zugelassen wurde.

Die Nichtzulassung der Berufung kann mit der Beschwerde angefochten werden.

Die Beschwerde ist beim Landessozialgericht für das Saarland, Egon-Reinert-Str.

4-6, 66111 Saarbrücken, innerhalb eines Monats - bei Zustellung an einen im Aus-

tand wohnenden Beteiligten innerhalb von drei Monaten - nach Zustellung des

vollständigen Urteils schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der

Geschäftsstelle einzulegen.

Die Beschwerde soll das angefochtene Urteil bezeichnen und die zur Begründung

dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben.

Die Beschwerde kann nur darauf gestützt werden, dass

1. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat,

2. das Urteil von einer Entscheidung des Landessozialgerichts, des Bundessozi-

algerichts oder des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes

oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht

oder
3. ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel

geltend gemacht wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann'

Auf Antrag kann vom Sozialgericht durch Beschluss die Revision zum Bundesso-

zialgericht zugelassen werden, wenn der Gegner schriftlich zustimmt- Der Antrag

auf Zulassung der Revision ist innerhalb eines Monats - bei Zustellung an einen im

Ausland wohnenden Beteiligten innerhalb von drei Monaten - nach Zustellung des

urteils bei dem sozialgericht für das saarland, Egon-Reinert-str- 4-6, 66111

Saarbrücken, schriftlich zu stellen. Die Zustimmung des Gegners ist dem Antrag

beizufügen.

Lehnt das Sozialgericht den Antrag auf Zulassung der Revision durch Beschluss

ab, so beginnt mit der Zustellung dieser Entscheidung der Lauf der Frist für die

Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Berufung Von neuem, sofern der An-

trag auf Zulassung der Revision in der gesetzlichen Form und Frist gestellt und die

Zustimmungserktärung des Gegners beigefügt war'
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- Der Beschwerdeschrift und allen folgenden Schriftsätzen sollen Abschriften für die

übrigen Beteiligten beigefügt werden.

gez-
Richter

Ausgefertigt:


